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Das Gemeindegesetz sieht in §49 zwei unterschiedliche Vorgaben für die Ergreifung des fakultati-
ven Referendums vor. Einerseits müssen in Gemeinden mit weniger als 5'000 Stimmberechtigten 
10% der Stimmberechtigten das Referendum unterzeichnen. In Gemeinden über dieser Limite ge-
nügen pauschal 500 Unterschriften. Dies führt dazu, dass in grösseren Gemeinden dafür nur die 
Unterschriften von 3% erforderlich sind. Dies schafft eine nicht begründbare Ungleichheit. 

Die übliche Beteiligung an Gemeindeversammlungen beträgt ca. 1-2% der Stimmberechtigten. Die 
Hürde, für eine Urnenabstimmung ist mit der 10%-Regelung hoch. Es drängt sich deshalb auf, 
diese Hürden – im Sinne einer Demokratieverfestigung – anzupassen.  

Der Regierungsrat wird aufgefordert, das Gesetz über die Organisation und die Verwaltung-
der Gemeinden (Gemeindegesetz) wie folgt anzupassen (fett): 

§49 
1 Ein Beschluss der Gemeindeversammlung wird der Urnenabstimmung unterstellt, wenn dies 4% der 

Stimmberechtigten verlangen. Bei mehr als 5'000 Stimmberechtigten genügen 500 Unterschriften.  
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